Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2181 


Schriftlicher Bericht 

desi AusschuiSses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richtlinie 
des Rats über die Einzelheiten der Verwirklichung des freien 
Dienstleistungsverkehrs in den Berufen der Landwirtschaft und 

des Gartenbaus 

— Drucksache lV/2040 — 


A. Bericht des Abgeordneten Frehsee 


Die Vorlage wurde dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten vom 16. März 1964 zur Beratung über- 
wiesen. ln der Ausschußsitzung am 22. April 1964 
stellte der Ausschuß fest, daß sich die hier vorlie- 
gende Richtlinie auf das Allgemeine Programm zur 
Aufhebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs stützt. Nach diesem Allgemeinen 
Programm sollen die Beschränkungen des Dienst- 
leistungsverkehrs auf dem Gebiete der Landwirt- 
schaft und des Gartenbaus in folgenden 3 Stufen auf- 
gehoben werden: 

1. vor dem 31. Dezember 1963 

für technische Hilfen und u. a. für die Unkraut- 
und Schädlingsbekämpfung usw., für Schneiden 
von Bäumen und für die Vermietung von 
Maschinen, 

2. vor dem 31. Dezember 1965 

u. a. für die Bodenbearbeitung, für Mähen und 
Einbringen der Ernte einschließlich Dreschen, 

3. vor dem 31. Dezember 1969 

für die restlichen Dienstleistungen. 

Da die Durchführung der unter 1. genannten Maß- 
nahmen aus zeitlichen Gründen bis zum 31. De- 
zember 1963 nicht möglich war, faßt der hier vor- 


liegende Richtlinienentwurf die unter 1. und 2. ge- 
nannten Arbeiten zusammen und sieht die Auf- 
hebung der Beschränkungen binnen 6 Monaten nach 
Bekanntgabe der Richtlinien vor. Für die Zusammen- 
fassung dieser Arbeiten sprechen insbesondere tech- 
nische wie auch arbeitswirtschaftliche Gesichts- 
punkte. 

In Artikel 1 wird auf die Beschränkungen des 
freien Dienstleistungsverkehrs verwiesen, die nach 
dem Allgemeinen Programm beseitigt werden sollen. 

Hieraus ergibt sich 

— Gleichbehandlung mit den Staatsangehörigen des 
betreffenden Mitgliedslandes hinsichtlich Verbot 
oder Behinderung der selbständigen Tätigkeit 
des Leistungsbringers, 

d. h. die Erbringung von Dienstleistungen darf 
für Ausländer z. B. nicht abhängig gemacht 
werden 

von der Ausstellung eines Gewerbescheins, 

von vorherigem Aufenthalt, 

von der Hinterlegung einer Kaution. 

Der Leistungserbringer hat das Recht auf Teil- 
nahme an den Einrichtungen der sozialen Sicher- 
heit, vor allem der Kranken-, Unfall-, Invaliden- 
und Altersversicherung. 
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- - Kein Ausschluß von dem Recht, 

Verträge abzuschließen, 

Angebote einzureichen, 

Konzessionen oder Genehmigungen zu erwerben, 
Anleihen aufzunehmen, 

staatliche Beihilfen in Anspruch zu nehmen usw. 

— Ausgeschlossen ist ferner jedes Verbot oder jede 
Behinderung des Ortswechsels, des Gegenstandes 
oder des Trägers der Leistung (einschließlich 
Maschinen), der Überweisung der finanziellen 
Mittel, 

Tätigkeiten, die unter Artikel 2 Abs. 1 Buch- 
staben a bis i fallen (s. Anlage in Drucksache 
IV/ 2040). 

Artikel 3 erläutert den Begriff des Dienstleistungs- 
verkehrs. 

Artikel 4 bringt eine Erweiterung des Katalogs 
der aufzuhebenden Beschränkungen. Demnach dürfte 
die Ausübung einer Dienstleistung nicht von der Ein- 
tragung in das Handelsregister oder von der Zuge- 
hörigkeit zu Berufsvereinigungen oder Organisatio- 


nen abhängig gemacht werden, wenn die Dienst- 
leistung weniger als 3 Monate im Jahr beträgt. 

I In Artikel 5 werden die Mitgliedstaaten ver- 
; pflichtet, alle Beschränkungen aufzuheben, durch die 
j die Dienstleistungserbringer anderer Mitgliedstaa- 
ten gegenüber den eigenen Staatsangehörigen 
schlechter gestellt werden. 

I Die Bundesrepublik müßte demnach auf die Aus- 
stellung einer Reisegewerbekarte (Gewerbeordnung 
§ 55 d in der Fassung vom 5. Februar 1960), die von 
einer Bedürfnisprüfung abhängig und mit einer 
geographischen Beschränkung verbunden ist, ver- 
I zichten. 

■ Der Ausschuß nahm den vorliegenden Entwurf 
einer Richtlinie zur Kenntnis und hob dabei hervor, 
daß nicht nur die Verwirklichung des freien Dienst- 
leistungsverkehrs in den Berufen der Landwirtschaft 
und des Gartenbaus, sondern auch in den übrigen 
I Wirtschaftsbereichen vorgenommen werden müßte, 
j Gleichzeitig war sich der Ausschuß bewußt, daß man 
j zur Zeit noch nicht übersehen könnte, in welcher 
Richtung sich die in der Richtlinie aufgeführten Maß- 
nahmen auswirken werden. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 

; dem Ausschußantrag seine Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 22. April 1964 


Frehsee 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der Kommission — Drucksache 
IV/2040 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 22. April 1964 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Frehsee 

Vorsitzender Berichterstatter 
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